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1 Planungsanlass und Planungsziele 

Die Grundschule Waldau soll mit Hilfe der Förderprogramme „Investitionspakt Soziale In-

tegration im Quartier“ und „Sozialer Zusammenhalt“ um weitere Bildungs- und Sozialein-

richtungen ergänzt und städtebaulich zu einem integrierten Bildungsstandort mit Leucht-

turmcharakter entwickelt werden.  

Für den Änderungsbereich (Flurstücke 231/1 (teilw.), 250/4 (teilw.), 326/3, 326/4 (teilw.), 

und 330/2 (teilw.), Flur 2, Gemarkung Waldau) liegt ein städtebaulicher Entwurf vor, der 

die Ergänzung eines Gebäudes für eine Kindertagesstätte und ein Familienzentrum mit in-

tegrierter Lernwerkstatt auf der Fläche vorsieht. Im Planungsgebiet liegt derzeit ein Bolz-

platz, für welchen außerhalb des Geltungsbereichs ein Alternativstandort gefunden wer-

den soll.  

Da sich die Planungsidee des „Campus Waldau“ auf das gesamte Schulgelände bezieht, 

wurde zu Beginn eine ganzheitliche Betrachtung des gesamten Schulgrundstücks vorge-

nommen und ein Aufstellungsbeschluss für die ganze Fläche gefasst. Einzelne Grundlagen 

und Darstellungen, die im Folgenden aufgeführt werden, umfassen daher das gesamte 

Schulareal. Die Änderung der Festsetzungen des Bebauungsplans erfolgt jedoch aus-

schließlich für den Teilbereich des Schulgeländes, auf dem eine Nutzungsänderung statt-

findet. Der Änderungsbereich wurde entsprechend verkleinert. 

Anlass für die vorliegende Bebauungsplanänderung ist somit die notwendige Anpassung 

des Planungsrechts an die geplante Entwicklung zum „Campus Waldau“. Ziel der Bauleit-

planung ist die Festsetzung von weiteren Gemeinbedarfseinrichtungen auf dem westli-

chen Grundstück der Grundschule Waldau. Im Planbereich wird somit die Zweckbestim-

mung der Gemeinbedarfsfläche entsprechend den geplanten ergänzenden Nutzungen an-

gepasst. Im Zuge der Planung wird der stadtbildprägende Baumbestand in den vorhande-

nen Grünbereichen zum Erhalt festgesetzt und verschiedene grünordnerische Festsetzun-

gen getroffen, insbesondere um die positiven kleinklimatischen Bedingungen im Plange-

biet weiterhin zu gewährleisten. 

Die vorliegende Bebauungsplanänderung bereitet die geplante Maßnahme planungs-

rechtlich vor. Das Plangebiet befindet sich im Geltungsbereich des Bebauungsplan Nr. VII 

26 „Görlitzer Str., Waldemar-Petersen Str., Kasseler Straße und Breslauer Str.“, welcher 

1974 in Kraft gesetzt wurde.  

Formell wird ebenso für den nördlichen Teil der Görlitzer Straße der Bebauungsplan für 

die Wohnstadt Waldau (Nr. VII/18) aus dem Jahr 1967 geändert. Eine inhaltliche Änderung 

an der Straßenverkehrsfläche ist hiermit nicht verbunden. Der Geltungsbereich der Be-

bauungsplanänderung wird aus Gründen der Übersichtlichkeit so abgegrenzt, dass die 

Görlitzer Straße und die Breslauer Straße mit der ganzen Breite im Geltungsbereich ent-

halten sind, wodurch der Bebauungsplan Nr. VII/18 ebenso tangiert wird.  

Mit der Planung werden durch Maßnahmen der Innenentwicklung Flächen nachverdich-

tet, so dass die Ausstattung mit Bildungseinrichtungen in einem Umfeld mit einer relativ 

hohen Einwohnerdichte weiter gestärkt werden kann. Der Bebauungsplan wird als Bebau-

ungsplan der Innenentwicklung im beschleunigten Verfahren nach 13a BauGB aufgestellt. 
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1.1 Städtebauliches Konzept und Baubeschreibung 

 

Darstellung Lageplan mit städtebaulicher Entwurfsplanung (Stand 07.2022; foundation 5+ architekten BDA) 

 

Mit der „Bildungsregion Waldau“ besteht seit 2008 im Stadtteil ein Leuchtturmprojekt, 

das bereits erfolgreich eine horizontale und vertikale Vernetzung von Bildungsakteuren 

geschaffen hat, und nun mit dem Projekt „Campus Waldau“ eine bauliche Umsetzung im 

Zentrum des Stadtteils erfahren soll. 

Im Zuge der Umsetzung von Maßnahmen aus dem „ISEK Kasseler Osten“ im Förderbereich 

„Sozialer Zusammenhalt Forstfeld und Waldau“ soll zukünftig auf der Fläche, die 
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momentan durch die Grundschule Waldau genutzt wird, das Projekt „Campus Waldau“ mit 

Hilfe von Fördermitteln aus dem Investitionspakt „Soziale Integration im Quartier“ reali-

siert werden. Aufgrund des räumlichen und konzeptionellen Bezugs zum Schulgelände, 

wird dieses im Folgenden bei der Standortbetrachtung miteinbezogen.  

Die sich derzeit weiter nördlich im Stadtteil befindende Kindertageseinrichtung „Kinder-

haus Waldau“ mit Hort und offenem Spielbereich soll in das Plangebiet umgesiedelt wer-

den. Zusätzlich sieht das Konzept neben dem Familienzentrum den Aufbau einer gemein-

samen Lernwerkstatt mit den Schwerpunkten: Sprachförderung, Mathematik, Informatik, 

Naturwissenschaften und Technik (MINT) vor. 

In einem Nicht-Offenen Realisierungswettbewerb wurde im Jahr 2021 die städtebauliche 

und architektonische Konzeption der ergänzenden Bebauung ermittelt. Im Rahmen des 

aktuell laufenden iterativen Planungsprozesses wird der Wettbewerbsentwurf gemein-

sam mit den künftigen Nutzer*innen weiter überarbeitet und mit den baulich-architekto-

nischen Standards der Stadt Kassel sowie den spezifischen Anforderungen im Plangebiet 

abgestimmt. Die folgende Baubeschreibung stellt den Planungsstand im Oktober 2022 

dar, wobei Änderungen an Details noch weiterhin möglich sind. 

Der zweigeschossige Baukörper mit einer Grundfläche von ca. 1050 m² soll im Nordwes-

ten des Plangebiets an der Kreuzung von Breslauer- und Görlitzer Straße entstehen. Die 

Straßenflucht der Breslauer Straße wird aufgenommen und an der Kreuzung im Norden 

des Gebäudes wird der Baukörper etwas abgerückt, so dass dort an einem Vorplatz der 

Haupteingang angeordnet werden kann. Im Blockinnenbereich entsteht die Freifläche der 

Kita (ca. 1250 m²), wobei durch Nutzung der Dachflächen zusätzliche Freiräume und 

Spielflächen entstehen sollen. 

Alle Bereiche sind über den Haupteingang barrierefrei erreichbar. Die Lage der Funktions-

bereiche berücksichtigt die unterschiedlichen Anforderungen von Familienzentrum, Lern-

werkstatt und Kita. Um dem kooperativen Grundgedanken und der Vernetzung der ver-

schiedenen Nutzungsbereiche Rechnung zu tragen, sind neben Familienzentrum und 

Lernwerkstatt auch alle gemeinsam genutzten Bereiche der Kita am Kopf des Gebäudes 

angeordnet, der zur Grundschule hin ausgerichtet ist. 

Das Familienzentrum liegt mit Angebots- und Beratungsräumen direkt an Haupteingang 

und zentralem Eingangs- und Informationsbereich. An diesen sind auch die diversen Sa-

nitärräume und Nebenfunktionen sowie der Eingewöhnungsbereich mit einer für alle Be-

sucher des Hauses offenstehenden Teeküche angeschlossen. 

Die Lernwerkstatt ist ebenfalls vom zentralen Eingangsbereich her erschlossen und somit 

leicht für die Kinder der Kita und aus dem Quartier erreich- und auffindbar. Der östliche 

Nebeneingang ermöglicht eine Nutzung durch die Grundschule Waldau auf kürzest mög-

lichem Wege. Die drei abtrennbaren Raumteile besitzen jeweils eigene Zugänge, so dass 

die Lernwerkstatt auch von unterschiedlichen Zielgruppen gleichzeitig genutzt werden 

kann. 

Die Kita nutzt den zentralen Eingangs- und Informationsbereich ebenfalls als 
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Hauptzugang. Im Zentrum der Kita liegt die Erschließungshalle mit Treppe und Aufzug ins 

Obergeschoss. Das OG ist für die altersübergreifenden Gruppen und das Restaurant vor-

gesehen. Im rückwärtigen Bereich des Erdgeschosses schließt die Küche mit einem sepa-

raten Zugang von außen mit kurzem Weg zu dem Wertstoffbereich im Nebengebäude an. 

Das Nebengebäude bietet hier außerdem Platz für Kinderwagen sowie Fahrräder.  

Das Gebäude ist in Holzbauweise mit massiven Brettstapeldecken (Decke und Dach mit 

Speichermasse) sowie mit tragenden Holzrahmenbauwänden konzipiert. Die Außenwände 

sind hochgedämmt mit vorgehängter hinterlüfteter Fassade. Zur Gliederung des großen 

Baukörpers besteht die Fassadenbekleidung aus unterschiedlichen Materialien mit unter-

schiedlicher Farbigkeit. Die Dachflächen werden mit Aufdachdämmung und extensiver 

Dachbegrünung ausgeführt, hierauf wird eine PV-Anlage ergänzt. Des Weiteren erfolgt 

ein Anschluss an das sich im Gebiet befindende Fernwärmenetz. 

Das Freiraumkonzept nimmt den Campus- Gedanken auf. So bildet der Eingangsplatz an 

der Görlitzer Straße einen Treffpunkt für Schule, Werkstatt und Familienzentrum ebenso 

wie für die Bewohner*innen des Stadtteils. 

Von dem Platz ausgehend gliedert eine Wegespange in Nord- Süd Richtung den Freiraum 

zwischen Neubau und Sporthalle in kitaeigene, öffentliche und gemischt nutzbare Berei-

che. 

Durch die Ansiedelung der Einrichtungen wird der Aufbau einer räumlich und pädago-

gisch-konzeptionell verankerten Bildungskette ermöglicht, die nachhaltig zur Herstellung 

von Bildungsgerechtigkeit beiträgt.  

Das geplante Angebot soll sich dabei an den gesamten Stadtteil und darüber hinaus rich-

ten. Die Räumlichkeiten bieten die Möglichkeit für die Durchführung von kleineren Ver-

anstaltungen wie Vorträge, Elterninformationsveranstaltungen, Elternkurse o.ä. Eine Nut-

zung für größere Feste wie Familienfeiern ist nicht vorgesehen. Hierfür stehen die Räum-

lichkeiten des Bürgerhaus Waldau zur Verfügung. 

 

2 Lage und räumlicher Geltungsbereich 

Der räumliche Geltungsbereich der Bebauungsplanänderung befindet sich zentral gelegen 

am südlichen Rand der Wohnstadt Waldau. Der Änderungsbereich bezieht sich auf eine 

Fläche von ca. 8.520 m² und umfasst die (Flurstücke 231/1 (teilw.), 250/4 (teilw.), 326/3, 

326/4 (teilw.), und 330/2 (teilw.), Flur 2 der Gemarkung Waldau. Begrenzt wird die Fläche 

im Norden durch die Görlitzer Straße, im Süden durch die Straße „Im Kreutzhof“, im Wes-

ten durch die Breslauer Straße und im Osten durch die Bebauung der Grundschule Waldau.  

Das Plangebiet befindet sich auf dem westlichen Teil des Grundstücks der Grundschule 

und wird derzeit als Bolzplatz genutzt. Entlang der Breslauer Straße sowie entlang der 

Straße „Im Kreutzhof“ besteht eine Böschung mit Gehölzbestand. Östlich an den Ände-

rungsbereich angrenzend befindet sich die Turnhalle der Grundschule (Flurstück 326/4, 

Görlitzer Straße 30). Das nordöstlich anschließende Gebäude (Flurstück 326/2, Görlitzer 
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Straße 28) wird für Wohnzwecke genutzt. 

Nördlich des Änderungsbereichs liegen Einrichtungen für den alltäglichen Bedarf (u.a. Su-

permarkt) sowie das Stadtteilbüro und weitere Läden. Neben weiteren Dienstleistungs-

einrichtungen im Westen besteht in den umliegenden Bereichen überwiegend Wohnbe-

bauung: Nördlich und östlich befindet sich die durch mehrgeschossige Zeilenbauten und 

Punkthochhäusern geprägte Wohnstadt Waldau. Südlich und westlich bestehen Ein- und 

Mehrfamilienhäuser sowie der alte Ortskern von Waldau. 

 

 

Schrägluftbild aus dem Kasseler Stadtinformationssystem - Vermessung und Geoinformation; mit 

Lage des Änderungsbereichs 
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3 Bauleitplanverfahren 

Der Bebauungsplan wird als Bebauungsplan der Innenentwicklung im beschleunigten Ver-

fahren nach § 13a Baugesetzbuch (BauGB) aufgestellt. Mit der Planung werden durch 

Maßnahmen der Innenentwicklung Flächen nachverdichtet und nutzbar gemacht, so dass 

das infrastrukturelle Angebot an sozialen Einrichtungen in einem Umfeld mit einer relativ 

hohen Einwohnerdichte verbessert werden kann.  

Die zulässige Grundfläche in dem zu ändernden Bereich des Bebauungsplanes liegt gem. § 

13a Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 BauGB unter dem Schwellenwert von 20.000 m². Zudem begründet 

der Bebauungsplan keine Zulässigkeit von Vorhaben, die einer Pflicht zur Durchführung 

einer Umweltverträglichkeitsprüfung nach UVPG oder Landesrecht unterliegen. Dement-

sprechend wird von der frühzeitigen Unterrichtung nach § 4 Abs. 1 BauGB abgesehen und 

die Auslegung nach § 3 Abs.2 BauGB sowie die Beteiligung der Behörden und sonstiger 

Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 2 BauGB durchgeführt.  

Gemäß § 13a Abs. 2 Satz 1 wird ebenso von der Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 BauGB, 

von dem Umweltbericht nach § 2a BauGB und von den Angaben nach § 3 Abs. 2 Satz 2 

BauGB, welche umweltbezogenen Informationen verfügbar sind, abgesehen. § 4c BauGB 

(Überwachung erheblicher Umweltauswirkungen) ist ebenso nicht anzuwenden. Weiter-

hin ist gemäß § 13a Abs. 2 Nr. 4 BauGB ein Ausgleich nicht erforderlich. 

Aufstellungsbeschluss und Bürgerinformation nach § 13a 

Die Bekanntmachung des Aufstellungsbeschluss erfolgte gem. § 2 Abs. 1 Satz 2 BauGB am 

12.02.2021. Die Öffentlichkeit hatte gem. § 13 a Abs. 3 die Möglichkeit, sich von 

12.02.2021 bis einschließlich 05.03.2021 zur Planung zu äußern.  

Erneuter Aufstellungsbeschluss mit verkleinertem Geltungsbereich, Offenlagebeschluss und 

Offenlage 

Am 14.2.2023 wird der Entwurf im Ortsbeirat Waldau vorgestellt. Aufgrund des zwi-

schenzeitlich verkleinerten Geltungsbereichs soll im März 2023 ein erneuter Aufstellungs-

beschluss gleichzeitig mit dem Offenlagebeschluss durch die Stadtverordnetenversamm-

lung stattfinden.  

Die öffentliche Auslegung nach § 3 Abs. 2 BauGB und die Beteiligung der Behörden und 

sonstiger Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 2 BauGB erfolgt anschließend. 
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4 Grundlagen und Rahmenbedingungen 

4.1 Regionalplan und Flächennutzungsplan 

Im Regionalplan Nordhessen von 2009 wird der Änderungsbereich sowie die angrenzen-

den Bereiche als „Vorranggebiet Siedlung Bestand“ (braun) dargestellt.  

 

Ausschnitt aus dem Regionalplan Nordhessen (2009) mit Lage des Änderungsbereichs 

 

Im Flächennutzungsplan des Zweckverband Raum Kassel (Neubekanntmachung 2016) ist 

der Änderungsbereich als Gemeinbedarfsfläche mit der Zweckbestimmung Kindergarten 

ausgewiesen. Eine Änderung des Flächennutzungsplans ist folglich nicht notwendig. An 

das Plangebiet grenzen sowohl im Norden als auch im Westen gemischte Bauflächen an. 

In den restlichen angrenzenden Bereichen befinden sich Wohnbauflächen. 
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Ausschnitt aus dem FNP (Neubekanntmachung 2016) mit Lage des Änderungsbereichs 

4.2 Landschaftsplan 

Im Landschaftsplan ist das Plangebiet als Fläche für „Öffentliche Gebäude; große private 

Verwaltungsgebäude“ (Realnutzungskarte) dargestellt. Das vorwiegend für Wohnnutzung 

bestimmte Siedlungsgebiet befindet sich am südöstlichen Rand der Fuldaniederung. 

Der Änderungsbereich liegt in der Landschaftseinheit „Siedlungsgebiet Waldau“ Nr. 139 

des Landschaftsplans Zweckverband Raum Kassel (2007). Es werden folgende Ziele for-

muliert: 

▪ „Weiterentwicklung als überwiegend gut durchgrüntes, in weiten Teilen durch gar-

tengeprägte Siedlungsformen bestimmtes städtisches Siedlungs-/ Wohngebiet mit 

überwiegend guter wohnungsnaher Freiraumversorgung. 

▪ Sicherung / Weiterentwicklung begrünter Straßenräume, einer Reihe von Spielplät-

zen, Quartiersplätzen, kleinen Grünanlagen und kleinstrukturierter Siedlungsrand-

zonen als Freiraumergänzungs- und Naherholungsbereiche sowie kleinklimatische 

Ausgleichsräume. 

▪ Minderung der Freiraumdefizite im Bereich des Geschosswohnungsbaus 

▪ Sicherung / Weiterentwicklung der spezifischen Freiraumstrukturen im Umfeld des 

alten Dorfkerns. 

▪ Schutz von Boden, Grundwasser 

▪ Von den Verkehrsstraßen ausgehende Beeinträchtigungen werden soweit als mög-

lich gemildert.“ 

Der Bebauungsplan entspricht den Darstellungen und Zielen des Landschaftsplans und im 

Planbereich sind keine Maßnahmen gemäß der Maßnahmenkarte des Landschaftsplans 
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vorgesehen. 

 

Ausschnitt aus dem Landschaftsplan (2007) – Karte Realnutzung mit Lage des Änderungsbereichs 

 

 

Ausschnitt aus dem Landschaftsplan (2007) – Maßnahmenkarte mit Lage des Änderungsbereichs 
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4.3 Bestehendes Planungsrecht 

Der Änderungsbereich liegt im Bebauungsplan Nr. VII/26 „Görlitzer Str., Waldemar-Pe-

tersen Str., Kasseler Straße und Breslauer Str.“ aus dem Jahr 1974, der in dem Gebiet ein 

„Baugrundstück für den Gemeinbedarf mit der Zweckbestimmung Schule“ vorsieht.  

Da im westlichen Teil des derzeitigen Bebauungsplans Nr. VII/26 eine Nutzungsänderung 

durch die Ansiedlung der Kindertagesstätte mit Spielbereich, einer Lernwerkstatt und ei-

nes Familienzentrums erfolgt, wird in diesem Bereich die überbaubaren Flächen erweitert 

und das Grundstück als Gemeinbedarfsfläche mit der Zweckbestimmung Kita, Familien-

zentrum und Lernwerkstatt ausgewiesen. Im bestehenden Bebauungsplan liegt die be-

treffende Fläche außerhalb der Baugrenzen. Somit ist für das geplante Gebäude auch eine 

Erweiterung der überbaubaren Flächen vorgesehen. 

Im Bereich der Görlitzer Straße wird ebenso der „Bebauungsplan für die Wohnstadt 

Waldau“ Nr. V11/18 aus dem Jahr 1967 überplant. In diesem Bereich wird die komplette 

Görlitzer Straße in den Änderungsbereich übernommen, eine inhaltliche Änderung an der 

Verkehrsfläche ist nicht vorgesehen.  

 

Ausschnitt aus dem Bebauungsplan Nr. VII/26 „Görlitzer Str., Waldemar-Petersen Str., Kasseler 

Straße und Breslauer Str.“  mit Änderungsbereich  

  



Bebauungsplan Nr. VII/26 „Campus Waldau“, 1. Änd., Kassel – Waldau  Begründung  

Entwurf 

akp_ Stadtplanung + Regionalentwicklung Seite 15 

4.4 Schutzausweisungen, Klimafunktionskarte 

Das Grundstück liegt innerhalb der Schutzzone III eines Wasserschutzgebietes (vgl. hierzu 

Verordnung zum Schutze der Trinkwassergewinnungsanlage des Wasserwerks Betten-

hausen der Städtischen Werke AG in Kassel, vom 01.09.1975, veröffentlicht im Staatsan-

zeiger für das Land Hessen Nr. 42, S. 1947). Die Zone III dient dem Schutz vor weitrei-

chenden Beeinträchtigungen, insbesondere vor nicht oder schwer abbaubaren chemischen 

und radioaktiven Verunreinigungen.  

Die überplanten Flächen liegen nicht im Landschaftsschutzgebiet ‚Stadt Kassel‘ und auch 

Überschwemmungsgebiete sind im näheren Umfeld nicht ausgewiesen. In der Klimafunk-

tionskarte (2009 und 2020) der Stadt Kassel ist die Fläche des Änderungsbereichs als Be-

reich mit Überwärmungspotential angrenzend an ein Überwärmungsgebiet 1 (Dichte Be-

bauung mit wenig Vegetation in den Freiräumen) dargestellt. 

 

4.5 Bombenabwurfgebiet 

Das Gelände befindet sich in einem Bombenabwurfgebiet, so dass von dem Vorhandensein 

von Kampfmitteln ausgegangen werden muss. Für den Änderungsbereich erfolgt baube-

gleitend eine Kampfmitteluntersuchung.  

 

4.6 Satzungen der Stadt Kassel 

Stellplatzsatzung 

Im Geltungsbereich des Bebauungsplanes gilt die Satzung über die Stellplatzpflicht sowie 

die Gestaltung, Größe, Zahl der Stellplätze oder Garagen und die Ablösung der Stellplätze 

für das Gebiet der Stadt Kassel in ihrer jeweils gültigen Fassung. Abweichend wird für 

Fahrradstellplätze im Bebauungsplan festgesetzt, dass nicht die städtische Satzung, son-

dern die Fahrradabstellplatzverordnung des Landes Hessen anzuwenden ist. 

Abwasserbeseitigung in der Stadt Kassel 

Im Geltungsbereich des Bebauungsplans gilt die Satzung über die Abwasserbeseitigung 

in der Stadt Kassel. 

 

4.7 Immissionen 

Im Zuge der Planung wurde eine schalltechnische Untersuchung durchgeführt. (siehe An-

hang: Schalltechnische Untersuchung zur 1. Änderung des Bebauungsplans Nr. VII/26 

(„Campus Waldau“) in Kassel vom 24.11.2022).  

Ergebnis der Untersuchung ist, dass die Entwicklung des „Campus Waldau“ unter Berück-

sichtigung von Schallschutzempfehlungen des Gutachtens verträglich zur 
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schutzbedürftigen Nachbarschaft ist. Im Hinblick auf die zukünftige prognostizierte 

Schallsituation wurden mögliche Überschreitungen in Bezug auf den zukünftig zu erwar-

tenden Gewerbelärm nach TA-Lärm (Veranstaltungen im Familienzentrum) identifiziert. 

Es ist davon auszugehen, dass die festgestellte Problematik betriebsorganisatorisch im 

Zuge der Genehmigungsplanung zum Familienzentrum aufgelöst werden kann. Aus die-

sem Grund wird trotz dieses Schallkonflikts die Vollziehbarkeit der geänderten Bauleit-

planung als gegeben eingeschätzt. 

Tagsüber wurden Beurteilungspegel von bis zu 35 dB(A) in den angrenzenden reinen 

Wohngebieten ermittelt, d.h. die Immissionsrichtwerte der TA-Lärm werden um mehr als 

6 dB unterschritten. Auch in den angrenzenden Gewerbegebieten (Ladenzentrum) und 

Mischgebieten treten tagsüber keine Richtwertüberschreitungen auf.  

Die mit der Bespielung des Mehrzweckgebäudes in Zusammenhang stehende nächtlichen 

Parkplatznutzungen nach 22.00 Uhr verursachen Probleme im Sinne der TA-Lärm (Ge-

werbelärm) gegenüber der Nachbarschaft in den reinen Wohngebieten. Dort werden Be-

urteilungspegel von bis zu 44 dB(A) berechnet, das Nicht-Relevanz-Kriterium (Richtwert 

minus 6 dB) wird hier nicht eingehalten. Bei den angrenzenden Gewerbegebieten (Laden-

zentrum) und Mischgebieten treten nachts keine Richtwertüberschreitungen auf. 

Grund für die Überschreitungen sind die Pkw Ausfahrten aus den Parkplätzen-Nord und 

-Ost (siehe rot schraffierte Flächen im Fassadenpegelplan). Der ermittelte Konflikt bezieht 

sich also auf die nördliche und südöstliche bestehende Stellplatzanlage auf dem Schulge-

lände, nicht jedoch auf die südwestliche Stellplatzanlage, die im Zuge des Baus neu ent-

stehen soll (inkl. der aufgezeigten Spitzenpegelkonflikte). 

Das Gutachten führt mehrere Handlungsmöglichkeiten für eine Reduzierung der schall-

technischen Konflikte auf, um eine Verträglichkeit der Planung mit der schutzbedürftigen 

Nachbarschaft gewährleisten zu können. Diese beziehen sich auf betriebsorganisatorische 

Möglichkeiten i.S.d. schalloptimierten Parkraummanagements. Mindestens einer soll im 

Zuge der Genehmigungsplanung zum Familienzentrum planerisch nachgegangen werden: 

 

- „Eine praktikable Variante zur Konfliktlösung könnte die Vermeidung nächtlicher 

Parkplatznutzungen auf den beiden Stellplatzanlagen (Nord, Südost) sein. Ent-

sprechend könnte organisatorisch sichergestellt werden, dass die abendlichen 

Veranstaltungen im Mehrzweckgebäude (Familienzentrum) um 21:45 Uhr beendet 

werden, so dass die genannten Parkplätze um 22:00 Uhr geräumt sind.  

- Weiterhin sollte der konkrete Stellplatzbedarf für mögliche Abendveranstaltungen 

im Sinne der Stellplatzsatzung näher bestimmt werden. Hierbei gilt es zu prüfen, 

ob die geplante Kapazität von 10 Stellplätzen direkt am Familienzentrum eventuell 

eine ausreichende Anzahl an Stellplätzen für die erwarteten Besucherzahlen der 

Abendveranstaltungen bietet. Hierbei ist insbesondere zu beachten, dass auch er-

gänzend die Möglichkeit besteht, dass im öffentlichen Straßenraum oder auf an-

deren Stellplatzanlagen (z.B. am Bürgerhaus an der Waldemar-Petersen-Straße) 

geparkt werden kann.“  
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Welche Maßnahme konkret umgesetzt wird, ist der Genehmigungsplanung vorbehalten. 

Die Stellplatzanlage im Plangebiet ist auf die Gebäudeplanung abgestimmt und ist von der 

Kapazität her für die vorgesehenen Nutzungen im Neubau ausreichend, so dass nicht auf 

die bestehenden und näher an sensiblen Wohnnutzungen gelegenen Stellplätze auf dem 

Schulgelände zurückgegriffen werden muss. Eine Nutzung für größere Feste wie Fami-

lienfeiern ist nicht vorgesehen. Hierfür stehen die Räumlichkeiten des Bürgerhaus Waldau 

zur Verfügung. Die festgestellten potenziellen Lärmkonflikte können somit auf organisa-

torischer Ebene und auf Ebene der Genehmigungsplanung verhindert werden.  

 

 

Fassadenpegelplan für gewerblich verursachten Lärm / Werktag / lauteste Nachstunde in dB(A) / 

Zielwert: Immissionsrichtwert minus 6 dB (fettgedruckt sind berechnete Überschreitungen) 
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5 Bestand 

5.1 Städtebauliche Ausgangssituation und Nutzung 

Das Plangebiet befindet sich am südlichen Rand der Wohnstadt Waldau, nördlich des alten 

Dorfkerns des Stadtteils. Der Änderungsbereich umfasst eine Fläche von ca. 8.520 m². Der 

Änderungsbereich befindet sich im westlichen Teil des Grundstückes der Grundschule 

Waldau. Innerhalb des Plangebiets, in dem zukünftig die Kindertagesstätte, das Familien-

zentrum und die Lernwerkstatt angesiedelt werden sollen, besteht derzeit eine Grünfläche 

mit einem Bolzplatz. Am westlichen und südwestlichen Rand der Fläche verläuft eine Bö-

schung mit Gehölzbestand. 

Im Osten grenzt die Bebauung der Grundschule an den Änderungsbereich an. Die Schule 

besteht aus drei Schulgebäuden (jeweils mit ein, zwei und drei Geschossen), einer Turn-

halle und einer Mensa. Der Schulhof liegt im Zentrum der einzelnen Gebäudekomplexe. 

Nordöstlich des Plangebiets besteht ein eingeschossiges Wohnhaus, das ehemals Teil des 

Schulgeländes war und als Hausmeistergebäude o.ä. gedient hat. 2004 wurde das Grund-

stück veräußert und befindet sich seitdem nicht mehr im Besitz der Stadt Kassel.  

Die Fläche ist weitestgehend eben in einem Bereich von ca. 144 m über NN (gemessen an 

der Breslauer Straße) und 146 m über NN im östlichen Planbereich. Lediglich im Westen 

und im Südwesten besteht eine Böschung und somit ein topographischer Sprung hin zur 

Breslauer Straße und zur Straße „Im Kreuzhof“. 

Im weiteren Umfeld befinden sich die Wohnbebauung der Wohnstadt Waldau, die durch 

Geschosswohnungsbau in Zeilenbauweise sowie Punkthochhäuser mit bis zu zehn Ge-

schossen geprägt ist. Südlich des Plangebiets grenzen Ein- und Zweifamilienhäuser an. 

Des Weiteren besteht im Norden, oberhalb der Görlitzer Straße, ein Einzelhandelszentrum 

mit Einrichtungen für den alltäglichen Bedarf, dem Stadtteilbüro und einem größeren 

Parkplatz. 

 

Siehe Bestandsplan im Anhang  
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5.2 Erschließung und Verkehr 

Das Plangebiet ist bereits vollständig erschlossen und wird im Norden, im Süden und im 

Westen von öffentlichen Straßen und Wegen mit entsprechenden Ver- und Entsorgungs-

leitungen umgrenzt.  

Verkehrlich wird der Änderungsbereich über die Görlitzer Str., die Breslauer Str. und die 

Straße bzw. den Fußweg „Im Kreutzhof“ erschlossen. Eine Anbindung an das überörtliche 

Verkehrsnetz und die angrenzenden Stadtteile ist über die nahegelegenen Straßen Walde-

mar-Petersen-Straße, Kasseler Straße und Nürnberger Straße gegeben.  

In unmittelbarer Nähe befinden sich in der Breslauer Straße ca. 50 m südlich des Ände-

rungsbereichs und am Bürgerhaus Waldau (ca. 300 m südöstlich des Änderungsbereichs) 

jeweils eine Bushaltestelle. 

Durch den Änderungsbereich verlaufen entlang der Görlitzer und der Breslauer Straße 

Stromversorgungsleitungen. Entlang der Görlitzer und der Breslauer Straße sowie dem 

östlichen Teil der Straße „Im Kreutzhof“ sind Wasserleitungen vorhanden. Im nordwestli-

chen Rand liegt eine Leitung am Rand des Grundstücks. Eine Gasversorgung reicht im 

Westen durch die Görlitzer Straße an das Plangebiet heran.  

Begleitend zur Görlitzer und zur Breslauer Straße verlaufen Regenwasser- sowie 

Schmutzwasserkanäle, hierbei verlaufen die Kanäle entlang der Görlitzer Straße sowie 

teilweise an der Breslauer Straße leicht versetzt parallel zur Straße auf dem Grundstück 

bzw. innerhalb der festgesetzten Grünfläche. Entlang der Straße „Im Kreutzhof“ besteht 

ein Mischwasserkanal. 

Telekommunikationslinien sind ebenfalls im Plangebiet vorhanden. Westlich der Turnhalle 

verläuft von der Görlitzer Straße bis zur Straße „Im Kreutzhof“ eine Versorgungsleitung 

durch das Plangebiet. 

Entlang der Breslauer Straße befinden sich Leitungen des Fernwärmenetz, an die ein An-

schluss des Neubaus erfolgen kann. 

Für weitere Hinweise zu Sicherheitsabständen zu Leitungen und Kabeln etc. siehe unter 

6.6 Hinweise. 

5.3 Darstellung und Bewertung des derzeitigen Umweltzustandes 

Im Fachbeitrag Grün und Umwelt (siehe Anlage) werden die Biotopausstattung des Plan-

bereichs sowie die zu erwartenden Auswirkungen der Planung auf Natur und Umwelt dar-

gelegt. An dieser Stelle findet sich daher lediglich eine kurze Zusammenfassung der we-

sentlichen Aussagen: 

Der derzeitige Umweltzustand des Plangebiets ist vorwiegend über den Grünflächen- 

bzw. Versiegelungsanteil und die Gehölzbestände zu bewerten, die an verschiedenen Stel-

len im Geltungsbereich zu finden sind.  

Zentral im Änderungsbereich befindet sich eine Rasenfläche, die als Bolzplatz genutzt wird 

und die an ihren Rändern von unterschiedlichen Gehölzstrukturen eingefasst ist.  
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Bei den Gehölzbeständen handelt es sich um Heckenbereiche und Baumgruppen/-reihen, 

in denen sich auch an mehreren Stellen ein gealterter Baumbestand mit u.a. Eichen, Bu-

chen, Ahorn und Platanen befindet.  

Die Böschung im südwestlichen Randbereich des Plangebiets (Übergang vom Schulge-

lände zu der Wegverlängerung der Straße „Im Kreutzhof“) ist mit unterschiedlichen Sträu-

chern (u.a. Liguster, Rosenarten und Felsenbirne) und kleineren Bäumen bewachsen. Die 

Böschung entlang der Breslauer Straße ist durch verschiedene Ziersträucher und Baum-

gruppen geprägt. 

Die versiegelten Bereiche in einem Umfang von ca. 3.550 m² beziehen sich auf einen Geh-

weg, der nördlich des derzeit bestehenden Bolzplatzes verläuft sowie vor allem auf die 

Verkehrsflächen der Breslauer und Görlitzer Straße (insgesamt: ca. 3.400 m²). Der Grün-

flächenanteil bezieht sich mit einer Fläche von ca. 4.975 m² auf den als Bolzplatz genutz-

ten westlichen Teil des Grundstückes der Grundschule Waldau, die Gehölzbereiche sowie 

das Straßenbegleitgrün entlang der Breslauer Straße und macht derzeit ca. 58 % in Bezug 

auf die Gesamtfläche aus. 

Die geplante Ausweisung des Änderungsbereichs als Gemeinbedarfsfläche mit der Zweck-

bestimmung Kindertagesstätte, Familienzentrum und Lernwerkstatt und den damit ver-

bundenen Maßnahmen (Erweiterung der überbaubaren Fläche) werden den Versiege-

lungsanteil auf der Fläche erhöhen. Insbesondere zur Erschließung des Neubaus sind Ein-

griffe in bestehenden Gehölzstreifen an der Breslauer und Görlitzer Straße notwendig. Das 

Gros der Eingriffe beschränkt sich auf die Bebauung von vorhandenen Scherrasenflächen 

mit geringer ökologischer Qualität. Durch die geplante Bebauung und Flächenversiegelung 

wird es zu einer Erhöhung und Beschleunigung des Regenwasserabflusses sowie einer Er-

höhung der durchschnittlichen Oberflächentemperaturen / Überwärmungstendenzen 

kommen, die allerdings durch die geplante Dachbegrünung vermindert wird. Eingriffe in 

das Landschaftsbild sind aufgrund der Lage im bebauten, innerstädtischen Zusammen-

hang nicht gegeben (siehe Kapitel 7).  

Zur Bedeutung des Gebiets als Lebensraum für Tiere liegt eine Potenzialabschätzung 

(Siehe Anhang: Artenschutzrechtliche Potenzialabschätzung zum Projekt "Campus 

Waldau" der Stadt Kassel; Planungsbüro H. Grundler, März 2021) vor. Neben der den Än-

derungsbereich umfassenden Fläche wurden zusätzlich die vorhandenen Gebäude (auf 

Spalten und Hohlräume), Bäume und sonstigen Gehölze auf dem Areal der Grundschule 

Waldau untersucht. 

Bei der Untersuchung wurden an den Fassaden von vier Schulgebäuden (insb. an der 

Sporthalle) Spalten identifiziert, die als Sommerquartiere oder Wochenstuben kleiner Fle-

dermausarten potenziell genutzt werden können. Eine Nutzung dieser Spalten als Winter-

quartier kann ausgeschlossen werden. Öffnungen von der Größe, dass sie als Bruthöhle / 

Fortpflanzungsstätte für in Höhlen oder Spalten brütende Vogelarten geeignet wären, 

waren an keinem Gebäude erkennbar. Da der hier vorliegende Bebauungsplan keine An-

bauten an den bestehenden Schulgebäuden ermöglicht, sind diese Ergebnisse hier nicht 

weiter relevant.  
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An den Bäumen innerhalb des Areals und an seinen Rändern konnten keine Öffnungen 

festgestellt werden, die als Unterschlupf oder Bruthöhlen für in Höhlen brütende Vogel-

arten oder als Sommer-Quartiere von Fledermausarten geeignet wären. 

Hecken und Gebüsche können grundsätzlich Nistmöglichkeiten für offen in geeigneten 

Gehölzstrukturen brütende Vogelarten bieten (sog. Freibrüter). 

Aufgrund der Lage an größeren Straßen bzw. am Rand des Bolzplatzes und der Beschaf-

fenheit des vorhandenen Gehölzstreifens ist hier von einer Störung für potenziell vorhan-

dene Vogelarten auszugehen. Vor diesem Hintergrund ist davon auszugehen, dass die Eig-

nung und Wertigkeit dieser randlichen Gehölzstrukturen als potenzielle Fortpflanzungs-

stätte für Vogelarten begrenzt ist. Infrage kommt lediglich eine eingeschränkte Nutzung 

durch eher verbreitete, sehr störungstolerante Vogelarten. Hinweise auf früher vorhan-

dene Nester konnten nirgendwo festgestellt werden.  

Im Gebiet und seinen Randbereichen konnten keine Strukturen festgestellt werden, die als 

Lebensraum, Unterschlupf oder Fortpflanzungsstätten von Reptilien oder Amphibien ge-

eignet wären. 

Aus Sicht des Artenschutzes werden in der Artenschutzrechtlichen Potenzialabschätzung 

folgende Hinweise für die Planung gegeben: 

• Im Rahmen weiterer Planungen für das Gebiet sind auf jeden Fall die artenschutz-

rechtlichen Bestimmungen des § 44 (1) Bundesnaturschutzgesetz zu beachten, 

• Innerhalb des Areals sollten im Zuge vorgesehener Veränderungen insbesondere 

bereits größere und etwas ältere Bäume, die sowohl von der Art als auch von ihrer 

Vitalität und statischen Stabilität her noch eine höhere Lebenserwartung haben, 

soweit als möglich erhalten werden. Im Fall einer Fällung ist ein Verstoß gegen 

Artenschutzrechtliche Bestimmungen nicht zu erwarten, da keine als Bruthöhlen 

geeignete Öffnungen festgestellt worden sind. 

Der Fachbeitrag Grün und Umwelt empfiehlt folgende landschaftsplanerische Maßnah-

men: 

• Weitgehende Erhaltung der vorhandenen großkronigen Laubbäume und Gehölze 

im Randbereich der geplanten Bebauung, 

• Beschränkung der notwendigen Inanspruchnahme der Gehölzflächen für Zuwe-

gungen und Zufahrten, 

• Anordnung der Hauptzuwegungen und -zufahrten im nördlichen und südwestli-

chen Bereich, wo die Gehölzstrukturen lediglich lückig vorhanden sind, 

• Durchführung von Wurzelschutz- und Wurzelsuchmaßnahmen vor Baubeginn, um 

die nah an der Baugrube stehenden Bäume möglichst vor baubedingten Schäden 

zu schützen, 

• Festsetzung einer verbindlichen, standortgerechten Artenliste und Mindestquali-

täten für Pflanzungen, 
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• Anpflanzung landschaftstypischer Laubbäume und Sträucher im Bereich der ge-

planten Stellplätze und Erschließungswege, 

• Begrünung der Dachflächen des geplanten Gebäudes 

• Begrünung der verbleibenden nicht-überbaubaren Grundstückflächen 

• Insektenschonende Beleuchtung 

• Rodung bestehender Gehölzbestände zum Schutz von Vögeln nur vom 1. Oktober 

bis zum 28./29. Februar durchführen 

• Minderung des Kollisionsrisikos für Vögel durch geeignete gestalterische Maßnah-

men bei großen Glasflächen z.B. Halbtransparente Glasflächen und Glasbausteine, 

bewegliche Sonnenschutzsysteme, z.B. vorgehängte und eingelegte Raster, Lise-

nen und Jalousien, farbige Gläser, geneigte Flächen und Oberlichter, Fassaden und 

Bauten aus Metallelementen und Drahtgeflecht, Solarfassaden, Reduktion der 

Spiegelwirkung und Begrünung 

• Begrünung der Dachflächen (Substratstärke min. 12 cm) 

• Befestigung der Stellplätze mit wasserdurchlässigen Belägen 

• Beschattung befestigter Flächen innerhalb des Baugrundstücks mit großkronigen 

Bäumen, Begrünung und Gestaltung der Stellplätze gemäß Stellplatzsatzung 

• Anordnung der überbaubaren Grundstücksflächen, so dass mögliche Nachver-

dichtungen lediglich in aufgelockerter Form möglich sind. 

• Nutzung von hellen, temperaturreduzierenden Materialien im Freiraum 

• Nutzung der Dachflächen für PV- und/oder Solarwärmeanlagen 

• Anschluss des Gebäudes an das Fernwärmenetz 

• Förderung der Nahmobilität und Bereitstellung von ausreichenden Abstellmög-

lichkeiten für Fahrräder (insb. auch Lastenräder als Alternative zur Bringverkehren 

zur Kita mit KFZ) 

• Hochgedämmte Holzbauweise bei der Gebäudeplanung 

 

 

Bestand Flächennutzung Flächengröße überschlägig in qm 

unversiegelte Flächen 4.975  
davon gehölzbestandene, verbuschte Bereiche  1.150  

versiegelte Flächen 3.545  
davon Verkehrsflächen der Breslauer und Görlitzer Str.          3.405 

davon Erschließungsflächen  140 

SUMME 8.520  
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6 Inhalte des Bebauungsplanes und Begründung der Festsetzun-

gen 

6.1 Flächen für Gemeinbedarf  

Der gesamte Änderungsbereich abzüglich der Straßen wird gem. § 9 Abs. 1 Nr. 5 als Ge-

meinbedarfsfläche mit der Zweckbestimmung „KiTa, Familienzentrum und Lernwerkstatt“ 

ausgewiesen. 

Weitere untergeordnete kulturelle, soziale und schulische Einrichtungen und Nutzungen 

sind ebenso zulässig, eine Störung der benachbarten reinen Wohngebiete ist hierbei aus-

zuschließen. 

 

6.2 Überbaubare Grundstücksflächen 

Durch die Festsetzung von Baugrenzen wird die überbaubare Grundstücksfläche be-

stimmt. Das sich daraus ergebende Baufenster nimmt unter Berücksichtigung der einzu-

haltenden Abstandsflächen Bezug auf den geplanten Neubau. Die südliche Fläche des Än-

derungsbereichs wird von Bebauung freigehalten. Hier werden u.a. die neu zu errichten-

den Stellplätze für die Kindertagesstätte, das Familienzentrum und die Lernwerkstatt ver-

ortet. Die Baugrenze wird unter Berücksichtigung des Freiflächenbedarfs insbesondere für 

die Kindertagesstätte im rückwärtigen Bereich von der Breslauer Straße abgerückt, um 

den dort vorhandenen Gehölzstreifen möglichst wenig zu beeinträchtigen. 

Auf den verbleibenden, nicht überbauten Grundstücksflächen wird eine Festsetzung zur 

Gestaltung als Vegetationsfläche getroffen (s. Kap. 6.9.). 

 

6.3 Art und Maß der baulichen Nutzung 

Der Bebauungsplan nimmt keine Regelungen zur Art und zum Maß der baulichen Nutzung 

gemäß BauNVO vor, da sie nicht erforderlich sind.  

 

6.4 Erschließung: Verkehrsflächen und Stellplätze 

Die Breslauer und die Görlitzer Straße werden im Bebauungsplan weiterhin gem. § 9 Abs. 

1 Nr. 11 BauGB als öffentliche Verkehrsfläche ausgewiesen und dienen der Erschließung 

des Plangebiets. Da der Änderungsbereich bereits erschlossen ist, sind keine zusätzlichen 

Erschließungsmaßnahmen innerhalb des Plangebiets notwendig.  

Innerhalb der Festsetzung „öffentliche Straßenverkehrsfläche“ ist neben den reinen Ver-

kehrsflächen selbstverständlich auch die Anlage von straßenbegleitenden Grünflächen, 

wie derzeit an der Breslauer Straße vorzufinden, rechtlich zulässig, belässt allerdings für 
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die konkrete Straßenzonierung einen notwendigen Gestaltungsspielraum. Das im Süden 

des Plangebiets für die Bus-Endhaltestelle genutzte Toilettenhäuschen bleibt weiterhin 

innerhalb der Straßenverkehrsfläche zulässig. Gleiches gilt für evtl. zu ergänzende Fuß-

gängerüberwege. 

Die für die Nutzung der Kita, der Lernwerkstatt und des Familienzentrums benötigten 

Stellplätze werden südwestlich des Neubaus ergänzt. Die geplante Stellplatzfläche wird 

zeichnerisch im Bebauungsplan festgesetzt. Ein barrierefreier Stellplatz soll im Nordosten 

des Plangebiets in der nicht-überbaubaren Grundstücksfläche verortet werden.  

Die Anzahl der erforderlichen Fahrradstellplätze (hier voraussichtlich: 21 Regelfahrräder 

und 9 Sonderfahrräder) richtet sich nach den Vorgaben der Verordnung über die Anfor-

derungen an Abstellplätze für Fahrräder (Fahrradabstellplatzverordnung) des Landes 

Hessen vom 14.Mai 2020. Ein Teil der Stellplätze soll in überdachter Form in einem Ne-

bengebäude im Nordosten des Plangebiets verortet werden. Für die PKW-Stellplätze gilt 

die Stellplatzsatzung der Stadt Kassel in der jeweils gültigen Fassung. 

Die Erschließungsflächen und Wege auf den Baugrundstücken sind in glatten, lärmmini-

mierenden Oberflächen auszuführen. Um im Sommer die Reflexion der Sonnenstrahlun-

gen zu erhöhen und die Speicherung von Wärme in den Verkehrsflächen zu reduzieren, 

sind die Oberflächenbefestigungen in hellen temperaturreduzierenden Materialien auszu-

führen.  

Stellplatzflächen sind mit wasserdurchlässigen Materialien wie Rasengittersteinen, Pflas-

ter mit einem Fugenanteil von mindestens 20 Prozent zu befestigen. Die Stellplatzflächen 

sind hierbei entsprechend der Stellplatzsatzung der Stadt Kassel durch Baumpflanzungen 

zu gliedern und mit wasser- und luftdurchlässigen Materialien zu befestigen. Je 6 Stell-

plätze ist ein standortheimischer hochstämmiger Laubbaum anzupflanzen und dauerhaft 

zu unterhalten. Eine großflächige Versiegelung ohne Verschattung mit entsprechenden 

negativen Auswirkungen auf die städtebauliche Gestaltung, das Kleinklima und den Was-

serhaushalt soll auf diese Weise vermieden werden. Aufgrund des geringen Platzangebots 

sind diese Baumpflanzungen ersatzweise auch in unmittelbarer Umgebung außerhalb der 

Stellplatzfläche auf dem Grundstück zulässig. 

 

6.5 Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und 

Landschaft:  

6.5.1. Dachbegrünung 

Als begleitende stadtklimatische Maßnahme sowie aus Gründen der Niederschlagswas-

serrückhaltung ist für die Bebauung eine verpflichtende extensive Dachbegrünung fest-

gesetzt (Mindestanforderung). So sind innerhalb des Geltungsbereichs die Flachdächer als 

Hauptdachform bis zu 10° Dachneigung auf mindestens 60 % der neu zu errichtenden 

Dachflächen dauerhaft zu begrünen. Da im Bebauungsplan eine gleichzeitige Nutzung der 
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Dachflächen durch Photovoltaikanlagen festgesetzt ist, ist die Dachbegrünungen i.d.R. als 

extensive Dachbegrünung herzustellen (Substratstärke der durchwurzelbaren Schicht: 

mindestens 12 cm). Durch die gleichzeitige Begrünung wird u. a. auch die Effizienz der 

Solarenergiegewinnung erhöht, da bei Temperatur über 25 Grad sich ansonsten der Wir-

kungsgrad der Solarmodule reduziert.  

Die festgesetzte Dachbegrünungen führt hierbei zur Verbesserung der klimatischen Situ-

ation durch eine Abmilderung der Abstrahlungswärme und bringt zudem positive Wirkun-

gen auf den Wasserhaushalt durch Rückhaltung, Speicherung, Verdunstung und verzö-

gerte Ableitung von Niederschlagswasser mit sich. Ebenso trägt die Bepflanzung zu einer 

Schadstofffilterung der Luft bei. Begrünte Dachflächen bilden zudem stadtökologisch 

wirksame Vegetationsflächen, die Ersatzlebensräume und Teillebensräume für standort-

angepasste Tiere wie Insekten und Vogelarten bieten. In Verbindung mit den im Bebau-

ungsplan festgesetzten Bäumen trägt die Dachbegrünung insofern zu einer Vernetzung 

von Biotopstrukturen und Lebensräumen im Stadtgebiet bei. 

 

6.5.2. Beleuchtung 

Um eine Lichtverschmutzung im Gebiet so gering wie möglich zu halten und nachtaktive 

Insekten zu schützen, sind für die sind für die Außen- und Wegbeleuchtungen insekten-

schonenden Leuchten in nach unten strahlenden Gehäusen zu verwenden. Die Beleuch-

tung ist hierbei möglichst sparsam zu wählen. Die Dunkelräume sind in den mit Pflanzbin-

dung festgesetzten Gehölzstreifen als Fledermausfunktionsräume zu erhalten Die Be-

leuchtung soll konzentriert werden und möglichst wenig Streulicht verwenden. Zur Re-

duktion von Lichtemissionen sind die Beleuchtungszeiten auf das notwendige Maß zu be-

grenzen. Die Nutzung von Zeitschaltuhren und Dämmerungsschalter wird empfohlen. 

Hierbei ist zu beachten, dass dauerhaft die Verkehrssicherheit der Kinder und sonstigen 

Nutzer*innen gewährleistet sein muss. 

 

6.5.3. Befestigung Stellplätze und Erschließungsflächen 

Bei Neuanlage von Stellplätzen wird zur Verminderung des Oberflächenabflusses und zur 

Verbesserten Rückhaltung von Regenwasser die Verwendung von wasserdurchlässigen 

Materialien festgesetzt (siehe auch Kapitel 6.4.). Erschließungsflächen und Wege sind in 

glatten, lärmminimierenden Oberflächen auszuführen. Die Oberflächenbefestigungen sind 

in hellen temperaturreduzierenden Materialien auszuführen, hiervon ausgenommen sind 

kontrastreiche Gestaltungen zur Herstellung von Barrierefreiheit. Hiervon ausgenommen 

sind Flächen, auf denen eine kontrastreiche Gestaltung zur Herstellung von Barrierefrei-

heit erforderlich ist. Als visuell-orientierende Elemente für sehbehinderte Menschen neh-

men diese dunkleren Materialien jedoch nur sehr geringe Flächenanteile ein. 

Durch die Festsetzung werden Schallemissionen reduziert, die Reflexionsfähigkeit von 

Materialien erhört und somit die Aufheizung von Oberflächen minimiert. Die Festsetzung 
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dient somit auch der Verbesserung des Kleinklimas. 

 

6.6 Erschließung: Ver- und Entsorgung 

Ver- und Entsorgungsleitungen sind in der Breslauer und der Görlitzer Straße sowie in der 

Straße „Im Kreutzhof“ vorhanden. Im Bereich der Breslauer Straße besteht die Möglichkeit 

eines Anschlusses an das Fernwärmenetz. Entlang der Görlitzer, der Breslauer Straße, so-

wie in Nord-Süd-Richtung zwischen der Straße „Im Kreutzhof“ und Görlitzer Straße be-

finden sich auf dem Grundstück mit Geh-, Fahr und Leitungsrecht zu belastende Flächen, 

hierbei handelt es sich gemäß den Angaben in der Planzeichnung um Kanäle, Wasserlei-

tungen sowie um Telekommunikationsleitungen, welche mit Geh-, Fahr- und Leitungs-

rechten für den jeweiligen Vor- und Entsorgungsträger auszustatten sind.  

 

6.7 Erneuerbare Energien 

2012 wurde ein Integriertes Klimaschutzkonzept für die Stadt Kassel erstellt. Insbeson-

dere bei der Deckung des Bedarfs an elektrischer Energie tragen Photovoltaik-Anlagen an 

Gebäuden zur Stromgewinnung bei und werden aufgrund dessen als Handlungsfeld (H 8.3 

„Nutzung von Sonnenenergie zur Stromerzeugung) des Konzeptes explizit aufgeführt. Im 

Sinne des Klimaschutzkonzeptes sowie des Beschlusses der Stadtverordnetenversamm-

lung zur Klimaneutralität bis 2030 und die daraus resultierende Klimaschutzstrategie (Juni 

2022), dem Stadtverordneten-Beschluss zur Planung und Ausweitung von Wärmenetzen 

aus Februar 2021 und den Stadtverordneten-Beschlüssen von Februar 2022 zur Auswei-

tung der Solarnutzung und zum Modellprojekt Photovoltaik werden Festsetzungen gem. 

§ 9 Abs. 1 Nr. 23b BauGB für bauliche und sonstige technische Maßnahmen unter Beach-

tung des Abwägungsgebots sowie unter Berücksichtigung der örtlichen Verhältnisse ge-

troffen, die eine Nutzung von erneuerbaren Energien vorsehen, um einen Beitrag zur Kli-

maneutralität in diesem Teilgebiet der Stadt Kassel zu leisten. 

 

Solarenergie 

Im gesamten Plangebiet sind bei der Errichtung, Wiedererrichtung und Erweiterung von 

Gebäuden und baulichen Anlagen mit einer Größe von mehr als 50 m2 Dachfläche auf min-

destens 60 % der solargeeigneten Dachflächen Photovoltaikmodule zu realisieren. Wer-

den auf einem Dach Solarwärmekollektoren installiert, so ist die hiervon beanspruchte 

Fläche auf die zu realisierende Fläche für Photovoltaikmodule anzurechnen. Gleicherma-

ßen sind Module und Kollektoren an Fassaden bzw. anderen Außenflächen des Gebäudes 

anzurechnen. Die genannten Anlagen sind dann so auszuführen, dass der mit Pflanzbin-

dung festgesetzte Baum- und Gehölzbestand erhalten bleibt und in seiner Funktion nicht 

beeinträchtigt wird. Die Solarmodule sind so auszuführen, dass die Funktion der Grünbe-

dachung nicht eingeschränkt wird (bspw. durch eine aufgeständerte Ausführung). 
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Dachfläche bedeutet dabei die gesamte Fläche bis zu den äußeren Rändern des Daches 

bzw. aller Dächer (in m2); Dachflächen mehrerer Gebäude oder Gebäudeteile gelten als 

eine Dachfläche, wenn sie als ein Vorhaben genehmigt oder verwirklicht werden. 

Solargeeignet ist derjenige Teil der Dachflächen, der für die Nutzung der Solarenergie aus 

technischen und wirtschaftlichen Gründen verwendet werden kann. Der nutzbare Teil der 

Dachfläche ist in einem Ausschlussverfahren auf Ebene des Baugenehmigungsverfahrens 

zu ermitteln. Danach sind von der Dachfläche die nicht nutzbaren Teile (in m2) abzuziehen; 

nicht nutzbar sind insbesondere 

- ungünstig ausgerichtete und geneigte Teile der Dachfläche nach Norden (Ostnord-

ost bis Westnordwest) – Ost-West ausgerichtete Dächer sind ausdrücklich von der 

Solarpflicht eingeschlossen, weil sie gut nutzbar sind;  

- erheblich beschattete Teile der Dachfläche durch Nachbargebäude, Dachaufbau-

ten oder vorhandene Bäume, darunter fallen insbesondere nach § 9 Abs. 1 Nr. 25 

b BauGB zur Erhaltung festgesetzte Bäume; von anderen Dachnutzungen, wie 

Dachfenster, Gauben, Dacheinschnitte, Dachaufbauten wie Schornsteine oder Ent-

lüftungsanlagen, belegte Teile des Daches sowie Abstandsflächen zu den Dachrän-

dern;  

- die Anordnung solcher Dachnutzungen soll so erfolgen, dass hinreichend Dachflä-

che für die Nutzung der Solarenergie verbleibt 

Die Festsetzung hält unter der Berücksichtigung, dass nicht alle Teile des Daches technisch 

und wirtschaftlich für die Gewinnung von Sonnenenergie genutzt werden können, den 

Grundstückseigentümer dazu an, ausreichend Dachflächen für die effektive Nutzung der 

Sonnenenergie auszulegen. Ob er darüberhinausgehende Maßnahmen zur Nutzung der 

Sonnenenergie trifft, bleibt letztlich ihm überlassen.  

Die im Plangebiet festgesetzte Solarpflicht ist vorrangig auf die lokale Stromerzeugung 

ausgerichtet. Ersatzweise können anstelle von Photovoltaikmodulen zur Belegung der 

festgesetzten Solarfläche ganz oder teilweise Solarwärmekollektoren errichtet werden. 

Dadurch sollen den Bauherrn vielfältige Gestaltungsmöglichkeiten bei der technischen und 

wirtschaftlichen Ausgestaltung der Solarpflicht belassen werden, da nicht auszuschließen 

ist, dass eine teilweise oder vollständige Solarwärmenutzung im Einzelfall ökologisch oder 

ökonomisch vorteilhafter ist. Werden auf einem Dach Solarwärmeanlagen installiert, so 

ist der hiervon beanspruchte Flächenanteil auf die zu realisierende PV-Fläche anzurech-

nen. Dies bedeutet, dass die Solarmindestfläche anteilig oder auch vollständig mit der In-

stallation von Solarwärmekollektoren eingehalten werden kann. Da Solarwärmeanlagen 

zumeist nach dem Energiebedarf im Gebäude (Warmwasser, ggf. Heizungsunterstützung) 

ausgelegt werden, sollten die Bauherren bei Interesse an einer Solarwärmeanlage zu-

nächst die erforderliche Kollektorfläche für die Solarwärmeanlage ermitteln und darauf-

hin die Dimensionierung der Photovoltaikanlage prüfen. Da das Gebäude an das Fernwär-

menetz angeschlossen werden soll, ist im konkreten Fall voraussichtlich eine Belegung mit 

PV-Anlagen zu präferieren. 

Aus Verschattungs-Gründen (z. B. Nebenanlagen sind regelhaft niedriger als 
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Hauptgebäude) werden Module zur Solarnutzung erst ab einer Dachgröße von 50 m2 ge-

fordert, sodass bspw. kleinere Nebenanlagen hiervon unberührt sind, sofern sie nicht im 

Kontext eines Gesamtvorhabens verwirklicht werden.  

Die Textfestsetzung sieht zudem vor, dass PV- und Solarwärmeanlagen so auszuführen 

sind, dass die Funktion der Grünbedachung nicht eingeschränkt wird (bspw. durch eine 

aufgeständerte Ausführung). Somit wird planungsrechtlich sichergestellt, dass die zwei 

Ziele der Bauleitplanung gemeinsam auszuführen sind und nicht ein Ziel höher gewichtet 

wird. 

Die Pflicht zur Realisierung von Photovoltaikmodulen bzw. Solarwärmekollektoren ent-

fällt für unterirdische bauliche Anlagen, Gebäude mit Dachflächen, auf denen eine So-

larnutzung unter Berücksichtigung der typischen Gebäudenutzung eine Gefahr für Perso-

nen und Sachen darstellt, sowie wenn deren Erfüllung anderen öffentlich-rechtlichen 

Vorschriften widerspricht, im Einzelfall technisch unmöglich ist oder nicht vertretbar ist, 

weil die Dachflächen aus zwingenden rechtlichen oder tatsächlichen Gründen ausschließ-

lich nach Norden (zwischen Nordost und Nordwest) ausgerichtet werden können. Mit die-

sen Ausnahmeregelungen können Einzelfälle berücksichtigt werden, ohne die grundsätz-

liche Verpflichtung auszuhebeln. 

 

Wirtschaftlichkeitsbetrachtung 

Aufgrund der stetig gesunkenen Preise für PV-Technik, den geringen Wartungsaufwen-

dungen für PV-Anlagen und den gesetzlichen Rahmenbedingungen (z.B. entfallende EEG-

Umlage) ist derzeit die Eigenversorgung mit Photovoltaik vom eigenen Dach rund 50 % 

günstiger als Netzstrom vom Stromanbieter. Damit kann sich die Installation einer PV-

Anlage i.d.R. innerhalb weniger Jahre amortisieren; bei geringem Eigenverbrauch und hö-

herer Einspeisung ist mit einer Amortisierung von zehn bis maximal 20 Jahren zu rechnen. 

Nach ihrer Amortisation sorgt die Anlage über viele Jahre für eine deutliche Reduzierung 

der Stromkosten. Es kann von einem Anlagenbetrieb von 25-30 Jahren ausgegangen wer-

den. Damit ist die verbindliche Festsetzung von PV-Anlagen auf den Dachflächen der neu 

zu errichtenden Gebäude im Baugebiet auch wirtschaftlich zumutbar. Wenn ein Bau-

herr/Betrieb die Anschaffung von PV-Anlagen abschreckt, können verschiedene Umset-

zungsmodelle (z.B. Anlagenpacht oder Onsite PPA) zur Anwendung kommen, in welchen 

ein Anbieter verschiedene Leistungen und Zuständigkeiten übernimmt. 

 

Beachtung des Energiefachrechts 

Die Solarfestsetzungen fügen sich in den Rahmen des Energiefachrechts ein und erfüllen 

zugleich deren gesetzliche Ziele zum Ausbau erneuerbarer Energien (§ 1 Erneuerbare-

Energien-Gesetz – EEG 2021), wonach die leitungsgebundene Stromversorgung zuneh-

mend auf erneuerbaren Energien beruhen soll (§ 1 Abs. 1 Energiewirtschaftsgesetz – 

EnWG). Zugleich gewährleistet sie durch die Vorgabe der Photovoltaik und die Möglichkeit 

der ersatzweisen Erfüllung durch Solarwärme die Wahlfreiheit beim Einsatz erneuerbarer 
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Wärmeenergieträger nach dem Gebäudeenergiegesetz (GEG, in Kraft seit 01.11.2020).  

Die Festsetzung regelt eine Pflicht zur Installation von Solaranlagen und zur Nutzung der 

Solarenergie. Konkrete Vorgaben zur Art und Weise des Betriebs werden nicht gemacht. 

Der Grundstückseigentümer kann selbst entscheiden, die entsprechende Stromerzeugung 

aus der Solarstrahlung entweder für die Eigenversorgung, die Direktversorgung der Nut-

zer der Gebäude oder für die Allgemeinheit der öffentlichen örtlichen Energieversorgung 

oder in einer Kombination dieser Optionen einzusetzen. Die Grundstückseigentümer und 

Nutzer der Gebäude verfügen über alle Rechte und Pflichten nach dem EnWG, insbeson-

dere verfügen sie über einen Stromnetzanschluss und sind frei in der Wahl ihres Vertrags-

partners zum Strombezug, z.B. durch den Grundversorger oder ein anderes Unternehmen 

auf dem Strommarkt. Sie werden nicht dazu verpflichtet, ihren Strombedarf anteilig oder 

ausschließlich durch Solarstrom zu decken. Denn sie sind frei in der Wahl, ob und wie sie 

die Eigenversorgung aus der Solarstromanlage gestalten und ggf. mit einem elektrischen 

Speicher optimieren. Sie verfügen über alle Gestaltungsmöglichkeiten innerhalb oder au-

ßerhalb der Regelungen des jeweils geltenden Erneuerbare Energien-Gesetzes (EEG). Sie 

können die Solarpflicht auch durch Dritte erfüllen. Für die Pflichterfüllung ist nur von Be-

deutung, dass bei der Errichtung von Gebäuden eine Solaranlage installiert und die Solar-

energie dauerhaft genutzt wird. Sollte der Grundstückseigentümer die Verpflichtung Drit-

ten überlassen, bleibt er dennoch der Verpflichtete. Er sollte die zuverlässige Nutzung der 

Solarenergie mit dem Dritten daher vertraglich und ggf. dinglich absichern. Gemäß § 4 

GEG kommt der öffentlichen Hand eine Vorbildfunktion zu. Unter anderem auf Grundlage 

dessen sind über die Festsetzungen des Bebauungsplans hinausgehende Maßnahmen (z.B. 

ein höherer Flächenanteil bei Belegung mit PV-Anlagen, ergänzende Batteriespeicher, 

Fernwärmeanschluss) bei der Gebäudeplanung zu prüfen. 

 

Städtebauliche Gründe 

Die Solarfestsetzung dient der nachhaltigen städtebaulichen Entwicklung und dem Klima-

schutz (§§ 1 Abs. 5, 1a Abs. 5 BauGB), erfüllt die städtebaulichen Aufgaben der Nutzung 

erneuerbarer Energien (§ 1 Abs. 6 Nr. 7 f BauGB) und trägt zur Umsetzung des städtischen 

Klimaschutzkonzeptes aus dem Jahr 2012 (§ 1 Abs. 6 Nr. 11 BauGB) bei, in dem das Ziel 

formuliert ist, die CO2-Emissionen zu reduzieren und Energie erneuerbar zu erzeugen. 

Zudem hat die Stadtverordnetenversammlung im Jahr 2019 beschlossen, dass die Stadt 

Kassel bis 2030 klimaneutral sein soll. 

Die verbindliche Festsetzung von PV-Anlagen im Baugebiet ist eine Maßnahme zur Errei-

chung der im Klimaschutzkonzept formulierten Zielsetzungen zur Reduzierung der CO2-

Emissionen, zur Verbesserung der Luftqualität innerhalb der Kommune und zur Verbes-

serung der Versorgungssicherheit der lokalen Energieversorgung. Mit der lokalen Produk-

tion von Strom aus Erneuerbaren Energien wird ein Beitrag zu den kommunalen Klima-

schutzzielen geleistet. Zudem werden im Sinne des städtischen Klimaschutzkonzepts (pla-

nungsrechtliche) Voraussetzungen für die Nutzung erneuerbarer Energien geschaffen und 

Standorte für Anlagen zur Erzeugung erneuerbarer Energien vorgehalten. 
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Die Festsetzung schreibt mit Solarmodulen ortsfeste technische Anlagen selbständiger Art 

vor (primär Photovoltaikanlagen, sekundär Solarwärmeanlagen), die auf den Dachflächen 

der Gebäude und baulichen Anlagen innerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen im 

Plangebiet zu errichten sind (60 % der solargeeigneten Dachfläche). Die Solarenergienut-

zung durch die Festsetzung erfolgt daher ortsbezogen im Plangebiet auf den Gebäuden 

und baulichen Anlagen. Die erzeugte Energie wird vorrangig im Plangebiet verwendet, sei 

es durch die Eigenversorgung der Haushalte mit Strom bzw. Wärme oder durch den phy-

sikalischen Effekt, dass Solarstrom im Netz vorrangig dort verbraucht wird, wo er einge-

speist wird.  

Die Photovoltaik bietet gerade auf den neuen Gebäuden ein großes, einfach nutzbares Po-

tenzial, zur lokalen, schadstofffreien Stromproduktion. PV-Anlagen haben den Vorteil, 

dass von ihrem Betrieb keinerlei Emissionen ausgehen. Bei der Stromerzeugung durch PV-

Anlagen entstehen im Gegensatz zur Stromerzeugung in Anlagen, die mit fossilen Brenn-

stoffen betrieben werden, weder CO2 noch andere Luftschadstoff-Emissionen. PV-

Anlagen ermöglichen und unterstützen den Umstieg auf Elektromobilität, die zu einer lo-

kalen Entlastung von Luftschadstoffen beiträgt. Die lokale Stromproduktion mit PV-

Anlagen ist in Summe ein wichtiger Beitrag zur Reduktion von Luftschadstoffen. 

Durch die Nutzung Erneuerbarer Energien für die Energieversorgung der Gebäude, können 

CO2- Emissionen, die in der fossilen Stromproduktion entstehen, vermieden werden. 

Diese Maßnahme ist daher ein Beitrag zur Verlangsamung des (globalen) Klimawandels, 

der lokal bedrohliche Auswirkungen auf die Sicherheit der Bevölkerung hat. Solarstrom 

trägt wesentlich zur CO2-Einsparung bei. Die Festsetzung ist daher ein Beitrag zum Kli-

maschutz. 

Auch wenn die formulierte PV-Verpflichtung nach § 9 Abs. 1 Nr. 23b BauGB ein wichtiges 

Themenfeld abdeckt, handelt es sich nicht um einen den Bebauungsplan insgesamt tra-

genden Aspekt. Die Festsetzung und Abwägung erfolgt auf Basis der herrschenden Lite-

raturmeinung; es liegt keine ober- oder höchstrichterliche Rechtsprechung vor. Dies trifft 

auf mehrere Festsetzungen nach § 9 Abs. 1 BauGB zu. Falls zukünftig eine ober- oder 

höchstrichterliche Rechtsprechung zu einer anderen Auslegung des § 9 Abs. 1 Nr. 23b 

BauGB führt, wäre somit lediglich die Wirksamkeit dieser Festsetzung zu prüfen – die üb-

rigen Festsetzungen bestehen fort. 

 

6.8 Anpflanzen von Bäumen und Sträuchern 

Im Bereich der zeichnerisch festgesetzten Stellplatzflächen sind – soweit die Flächen nicht 

bereits von vorhandenen Laubbäumen überschirmt sind – weitere Laubbäume entspre-

chend der Stellplatzsatzung der Stadt Kassel anzupflanzen. Hierbei ist je angefangene 

sechs Stellplätze ein stadtklimafester, orts- und landschaftstypischer Baum als Hoch-

stamm zu pflanzen und dauerhaft zu pflegen. Ist eine Baumpflanzung innerhalb der Stell-

platzfläche nicht möglich, kann diese in unmittelbarer Umgebung außerhalb der Stell-

platzfläche auf dem Grundstück erfolgen. 
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An den äußeren Rändern der Stellplatzflächen sind einzelne Strauchgruppen heimischer 

Arten zur Eingrünung der Stellplatzflächen anzupflanzen. 

Durch die Verschattung wird das Aufheizen der Flächen im Sommer verringert und die 

optische Wirkung verbessert. 

Die Pflanzenauswahl bestimmt, dass standortgerechte Gehölze verwendet werden, wel-

che die Lebensgrundlage der einheimischen Fauna und ihrer Lebensgemeinschaften bil-

den. Eine dem Standort angepasste Vegetation ist am wenigsten krankheitsanfällig und 

pflegebedürftig. Durch die Verwendung standortgerechter einheimischer Vegetation wird 

die bestmögliche Kombination aus wirtschaftlicher Effektivität und ökologischen Wertig-

keit erzielt. Hierzu werden eine Artenliste sowie Mindestqualitäten für die zu Pflanzenden 

Bäume und Sträucher festgesetzt. Diese gelten auch für Ersatzpflanzungen. 

 

6.9 Erhalt von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen 

Um auch weiterhin die Gehölzstrukturen entlang der Breslauer Straße und der Straße Im 

Kreutzhof, die die Planfläche an ihren Rändern einfassen, zu erhalten, wird der Grünbe-

reich entlang der Breslauer Straße als „öffentliche Grünfläche: Böschung mit einge-

schränkter Pflanzbindung“ und der Grünbereich entlang der Straße „Im Kreutzhof“ als öf-

fentliche Grünfläche: Böschung mit uneingeschränkter Pflanzbindung“ festgesetzt. Die im 

Änderungsbereich bereits vorhandenen größeren und vitalen Bäume (Baumbestand im 

Bereich der westlich und nördlich liegenden Böschung) werden zeichnerisch zum Erhalt 

festgesetzt. Mit Ausnahme von zwei Bäumen können voraussichtlich alle Bäume dauerhaft 

erhalten werden, die in der artenschutzrechtlichen Potenzialabschätzung aufgrund des 

Alters und der Größe zum Erhalt empfohlen wurden. Bei den beiden Bäumen handelt es 

sich zum einen um eine hochgewachsene Platane, die sich ca. in einer Entfernung von 2,5 

– 3,0 m vom geplanten Gebäude befindet und um eine Gemeine Hainbuche, die ca. 5,5 – 

6,0 m von dem geplanten Neubau entfernt liegt. In beiden Fällen ist vor Baubeginn eine 

Wurzelsuch und -schutzmaßnahme vorgesehen, deren Erfolg allerdings nicht mit Sicher-

heit garantiert werden kann. 

Wenn aus zwingenden bautechnischen Gründen ein Erhalt nicht möglich ist, kann aus-

nahmsweise die Rodung der jeweiligen Gehölze erfolgen. Im Zuge der Bauarbeiten ist zu-

sätzlich mit dem Abgang einer Sand-Birke und drei Schwedischen Mehlbirnen an der Bre-

slauer Straße zu rechnen. Die genannten Bäume ragen mit ihren Kronentraufen zum Teil 

deutlich in die notwendige Baugrube hinein, eine weitere Verschiebung des geplanten Ge-

bäudes nach Osten von den Gehölzen weg ist allerdings nicht möglich, da ansonsten die 

notwendigen Freiflächen für die Kindertagesstätte nicht mehr auf dem Grundstück ange-

ordnet werden können. 

Da die Lage von der Zufahrt des Stellplatzes und der Anlieferung des Gebäudes noch nicht 

abschließend feststeht ist die Anlage von jeweils einer Zufahrt und Zuwegung bis zu einer 

Breite von jeweils 6 Metern innerhalb der Grünflächen zulässig, mit entsprechender Mög-

lichkeit zum Roden von Gehölzen aus zwingenden bautechnischen Gründen, wobei die 
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Lage der Zufahrt möglichst innerhalb von Lücken im Gehölzstreifen gewählt wird. Hierbei 

ist jeweils maximal eine Zufahrt bzw. Zuwegung zulässig. Die Erschließung der Stellplätze 

ist somit sowohl von Süden als auch von Westen her möglich. Ebenfalls von Westen her 

sind Leitungsanschlüsse des Gebäudes notwendig (u.a. Fernwärme). Hierfür ist eine Inan-

spruchnahme der öffentlichen Grünfläche: „Böschung mit eingeschränkter Pflanzbin-

dung“ zulässig. Wenn aus zwingeden bautechnischen Gründen ein Erhalt (z.B. aufgrund 

von Zwangspunkten bestehender Leitungstrassen) nicht möglich ist, kann ausnahmsweise 

die Rodung der jeweiligen Gehölze erfolgen. 

Der Bebauungsplan regelt für den Fall, dass einzelne Bäume abgängig sind, deren Ersatz 

durch Nachpflanzungen geeigneter Gehölze. Bei der öffentlichen Grünfläche: „Böschung 

mit eingeschränkter Pflanzbindung“ sind hierbei die notwendigen Schutzabstände zu den 

bestehenden Leitungen und Kanälen zu beachten. 

Die Erhaltsfestsetzungen stellen sicher, dass der vorhandenen Gehölzbestand weitgehend 

u.a. als Schutz-, Nahrungs- und Lebensraum für Tiere erhalten bleibt und als zusammen-

hängender Bereich entlang der Erschließungsstraßen den Neubau von zwei Seiten ein-

grünt. Die angrenzenden vollversiegelten Straßenflächen werden durch die Gehölze vers-

chattet, was zur positiven Beeinflussung des Kleinklimas beiträgt. 

 

6.10 Bauordnungsrechtliche Festsetzungen 

Da im Bereich der Kindertagesstätte von einem hohen Bedarf an Fahrradabstellplätzen zu 

rechnen ist, wird festgesetzt, dass die Anzahl, Größe und Gestaltung der erforderlichen 

Fahrradabstellplätze entsprechend den Vorgaben der Verordnung über die Anforderun-

gen an Abstellplätze für Fahrräder (Fahrradabstellplatzverordnung) des Landes Hessen 

vom 14. Mai 2020 zu erfolgen hat. 

Weiter sind die nicht überbauten, nach Abzug der Grundflächen i. V. m. § 19 Abs. 4 BauNVO 

verbleibenden Grundstücksfreiflächen werden zugunsten des Mikroklimas und der Ge-

währleistung von versickerungsfähigen Freiflächen auf dem Grundstück als Vegetations-

flächen hergestellt und unterhalten. 

 

 

6.11 Hinweise 

Unterirdische Ver- und Entsorgungsleitungen 

Im Plangebiet verlaufen außerhalb öffentlicher Verkehrsflächen verschiedene Ver- und 

Entsorgungsleitungstrassen, deren Lage nachrichtlich in der Planzeichnung gekennzeich-

net ist. 

Grundsätzlich sollten geplante Bau- und Erschließungsmaßnahmen mit den Ver- und Ent-

sorgungsträgern abgestimmt werden. Vorhandene Leitungen sind bei solchen 
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Maßnahmen ausreichend zu schützen, auch sind ausreichende Abstände zwischen Leitun-

gen und Baumpflanzungen zu wahren. 

Des Weiteren ist bei der Querung der Wasserleitung nach DVGW Arbeitsblatt W 400-1 

Absatz 5.4 Abstände von Leitungen ein Mindestabstand von 20 cm einzuhalten.  

Gas- und Wasserleitungen dürfen generell nicht mit anderen Medien (z.B. Gebäude) über-

baut werden, der Abstand zu Versorgungsleitungen ist nach DVGW Regelwerk einzuhal-

ten. Für Stromversorgungsleitungen gilt die Anlehnung an die DVGW Vorschriften. 

Bei Baumpflanzungen ist ein Maß von 2,50 m zwischen Stammachse und Außenkante Ab-

wasserleitung zu berücksichtigen (s. Merkblatt DWA-M 162 „bäume, unterirdische Lei-

tungen und Kanäle“ und s. KASSELWASSER „Regelungen zur Anordnung von Bäumen und 

Kanalanlagen im öffentlichen Verkehrsraum der Stadt Kassel).  

Zur Sicherstellung von einwandfreien Arbeiten bei Kanalbaumaßnahmen ist ein Schutz-

streifen von beidseits (1,4 m + OD Kanalrohr) / 2 pro Abwasserleitung vorzusehen. Inner-

halb solch eines Schutzstreifens sind keine andere Leitungsträger oder bauliche Maßnah-

men anzuordnen/vorzusehen. Der Status Quo wird dadurch nicht berührt, jedoch ist bei 

wesentlichen Änderungen am derzeitigen Gebäudebestand ein Schutzstreifen in Abstim-

mung mit KASSELWASSER zu berücksichtigen. 

 

Bombenabwurfgebiet 

Laut Stellungnahme des Kampfmittelräumdiensts hat die Auswertung der dort vorliegen-

den Kriegsluftbilder ergeben, dass sich das im Lageplan näher bezeichnete Gelände in ei-

nem Bombenabwurfgebiet befindet. Vom Vorhandensein von Kampfmitteln auf solchen 

Flächen muss grundsätzlich ausgegangen werden.  

In den Bereichen, in denen durch Nachkriegsbebauungen bereits bodeneingreifende Bau-

maßnahmen bis zu einer Tiefe von mind. 5 Metern durchgeführt wurden, sowie bei Ab-

brucharbeiten sind keine Kampfmittelräummaßnahmen notwendig. 

Bei allen anderen Flächen ist eine systematische Überprüfung (Sondieren auf Kampfmittel, 

ggf. nach Abtrag des Oberbodens) vor Beginn der geplanten Bauarbeiten und Baugrund-

untersuchungen auf den Grundstücksflächen erforderlich, auf denen bodeneingreifende 

Maßnahmen stattfinden. Hierbei soll grundsätzlich eine EDV-gestützte Datenaufnahme 

erfolgen. 

 

Artenschutz 

Mit Verweis auf § 44 BNatSchG darf im Geltungsbereich des Bebauungsplans eine Rodung 

bestehender Gehölzbestände zum Schutz von Vögeln nur vom 1. Oktober bis zum 28./29. 

Februar durchgeführt werden. Ausnahmen sind mit der Unteren Naturschutzbehörde ab-

zustimmen und ggf. gutachterlich abzusichern, 

Im Sinne des Vogelschutzes ist beim Bau großer Fensterfronten darauf zu achten, dass ein 
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Kollisionsrisiko für Vögel so gering wie möglich zu halten. Aufgrund dessen soll zur Ver-

meidung von Vogelschlag an Glasflächen vorsorglich folgende Maßnahmen ergriffen wer-

den: Halbtransparente Glasflächen und Glasbausteine, bewegliche Sonnenschutzsysteme, 

z.B. vorgehängte und eingelegte Raster, Lisenen und Jalousien, farbige Gläser, geneigte 

Flächen und Oberlichter, Fassaden und Bauten aus Metallelementen und Drahtgeflecht, 

Solarfassaden, Reduktion der Spiegelwirkung und Begrünung. Vorschläge sind dem Leit-

faden „Vogelfreundliches Bauen mit Glas und Licht“ (Schmid, Dopler, Heynen und Rößler, 

2012) bzw. den jeweiligen Aktualisierungen zu entnehmen. 

 

Bodenschutz 

Mutterboden ist gemäß § 202 BauGB in nutzbarem Zustand zu erhalten und vor Vernich-

tung und Vergeudung zu schützen. Erforderlicher Bodenabtrag ist schonend und unter 

sorgfältiger Trennung von Mutterboden und Unterboden durchzuführen. Mutterboden 

und Unterboden sollen getrennt gelagert und getrennt wieder eingebaut werden (nach 

Möglichkeit innerhalb des Plangebietes). Bodenverdichtungen der nicht überbaubaren 

Flächen z. B. durch Befahren während der Bauphase sind auf ein unabdingbares Maß zu 

beschränken und nach Abschluss der Bauphase wieder aufzulockern.  

 

Weitere Hinweise zu Bodenfunden, Brandschutz, Niederschlagswasser und Altablagerun-

gen sind den textlichen Festsetzungen angehängt. 
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7 Auswirkungen der Planung  

Durch die Ergänzung der Grundschule durch weitere Lern- und Sozialeinrichtungen kann 

das bereits vorhandene Angebot erweitert und nachhaltig gestärkt werden. Durch die dif-

ferenzierte Gestaltung der Freiflächen, die nach Schulschluss auch den angrenzenden 

Wohngebieten zur Verfügung stehen, wird eine Aufwertung des Wohnumfeldes in Waldau 

erreicht.  

Der Änderungsbereich ist im derzeitigen Bebauungsplan bereits als Gemeinbedarfsfläche 

festgesetzt. Die Zweckbestimmung Schule wird hierbei durch die Zweckbestimmung KiTa, 

Familienzentrum und Lernwerkstatt ersetzt und die überbaubaren Flächen werden in die-

sem Bereich entsprechend gegenüber den derzeitigen Baurechten erweitert. Durch den 

Neubau fällt ein Bolzplatz weg, der an anderer Stelle außerhalb des Geltungsbereichs wie-

der errichtet werden soll.  

Die Aufstellung des Bebauungsplanes entspricht den Zielsetzungen der Innenentwicklung 

gemäß § 1 Abs. 5 BauGB, da es sich um die Nachverdichtung eines Siedlungsgebiets han-

delt. Da die Infrastruktur vollständig vorhanden ist, sind keine aufwändigen Erschlie-

ßungsmaßnahmen notwendig. Der Standort ist gut geeignet für die ergänzenden sozialen 

Nutzungen und gut an den öffentlichen Nahverkehr angebunden. 

7.1 Vorgaben aus der Fachplanung 

Der Änderungsbereich liegt in der Landschaftseinheit „Siedlungsgebiet Waldau“ Nr. 139 

des Landschaftsplans Zweckverband Raum Kassel (2007). Es werden folgende Ziele for-

muliert: 

▪ „Weiterentwicklung als überwiegend gut durchgrüntes, in weiten Teilen durch gar-

tengeprägte Siedlungsformen bestimmtes städtisches Siedlungs-/ Wohngebiet mit 

überwiegend guter wohnungsnaher Freiraumversorgung. 

▪ Sicherung / Weiterentwicklung begrünter Straßenräume, einer Reihe von Spielplät-

zen, Quartiersplätzen, kleinen Grünanlagen und kleinstrukturierter Siedlungsrand-

zonen als Freiraumergänzungs- und Naherholungsbereiche sowie kleinklimatische 

Ausgleichsräume. 

▪ Minderung der Freiraumdefizite im Bereich des Geschosswohnungsbaus 

▪ Sicherung / Weiterentwicklung der spezifischen Freiraumstrukturen im Umfeld des 

alten Dorfkerns. 

▪ Schutz von Boden, Grundwasser 

▪ Von den Verkehrsstraßen ausgehende Beeinträchtigungen werden soweit als mög-

lich gemildert.“ 

Der Bebauungsplan entspricht den Darstellungen und Zielen des Landschaftsplans und im 

Planbereich sind keine Maßnahmen gemäß der Maßnahmenkarte des Landschaftsplans 

vorgesehen. 
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7.2 Auswirkungen der Bebauungsplanänderung auf die Schutzgüter 

Klima, Wasser, Boden 

Durch die Errichtung weiterer baulicher Anlagen innerhalb des Änderungsbereichs erfolgt 

eine zusätzliche Versiegelung des Bodens, welche die Versickerungsfähigkeit beeinträch-

tigen und Auswirkungen auf das Kleinklima haben (stärkere Aufheizung von versiegelten 

Flächen, reduzierte Verdunstung).  

Zum Zweck des Neubaus wird insgesamt eine überbaubare Fläche von 2.355 m2 sowie 

Stellplatzflächen von ca. 325 m2 Größe festgesetzt. 

Für das Vorhaben werden ca. 3.500 m2 Rasen- und 200 m2 Gehölzflächen überbaut bzw. 

(teil-)versiegelt, hierin enthalten sind auch ca. 2.300 m2 für Vorplatz, Wege und die Frei-

flächen der KiTa sowie ca. 300 m2 Stellplätze, die jeweils nur teilweise versiegelt werden. 

Die Bodenversiegelung führt hierbei zu einer langfristigen Zerstörung des, wenn auch im 

Plangebiet bereits gestörten, Entwicklungspotenzials des Bodens.  

Eng verknüpft mit den Auswirkungen auf den Boden sind die Folgen für den Wasserhaus-

halt. Durch die Versiegelung sinkt die Versickerung im Plangebiet und zugleich steigt dem-

entsprechend die Abflussmenge. Die Grundwasserneubildung nimmt ab, und es muss mit 

stärkeren Hochwasserspitzen gerechnet werden. 

Auch auf das Kleinklima wirkt sich eine weitere Überbauung negativ aus, da eine zusätz-

liche Überbauung und Versiegelung auch eine weitere lokale Erwärmung der Luft mit sich 

bringen. Kaltluftbahnen oder Flächen hoher klimaökologischer Bedeutung sind lt. Klima-

funktionskarte durch die Planung allerdings nicht betroffen. Im Bebauungsplan werden 

zur Minimierung sowohl Maßnahmen zur Klimaanpassung und Luftqualität (Verschat-

tung, Begrünung) als auch zu erneuerbaren Energien und damit zum Klimaschutz festge-

setzt. 

Pflanzen, Tiere, Lebensräume 

Der geplante Neubau sowie die benötigten Stellplätze führen in einem Umfang von insge-

samt ca. 200 m² (Im Bereich Neubau inkl. Vorplatz: 150 m², Im Bereich der Stellplätze 50 

m²) zum Wegfall von Gehölzstrukturen geringer Wertigkeit. Hierbei handelt es sich im 

überwiegenden Teil um die im nördlichen Bereich befindliche Gehölzstruktur von dicht 

wachsenden, nur etwa 1 m hohen Ziersträuchern. Da das Baugrundstück nur eine be-

grenzte Fläche aufweist und die rückwärtigen Flächen für die Außenbereiche der Kita be-

nötigt werden, ist jedoch ein weiteres Abrücken der Stellplätze und des Gebäudes von den 

vorhandenen Gehölzbeständen nicht möglich.  

Weiterhin ist im Bereich der Grünflächen die Anlage von Zufahrten und Zuwegungen bis 

zu einer Breite von jeweils zusammengerechnet 6 Metern innerhalb beider Grünflächen 

zulässig. Die Erschließung der Stellplätze ist somit sowohl von Süden als auch von Westen 

her möglich. Ebenfalls von Westen her (Breslauer Straße) sind Leitungsanschlüsse des Ge-

bäudes notwendig (u.a. Fernwärme). Hierfür ist eine Inanspruchnahme der öffentlichen 

Grünfläche: „Böschung mit eingeschränkter Pflanzbindung“ zulässig. Wenn aus bautech-

nischen Gründen ein Erhalt (z.B. aufgrund von Zwangspunkten bestehender 
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Leitungstrassen) nicht möglich ist, kann ausnahmsweise die Rodung der jeweiligen Ge-

hölze erfolgen. 

Eine Platane (Platanus x acerifoli) mit einem Stammdurchmesser von ca. 70 cm an der 

nordwestlichen Ecke des Plangebiets sowie drei Schwedischen Mehlbirnen (sorbus inter-

media) mit einem Stammdurchmesser von ca. 37 und 38 cm, einer Sand-Birke (Betula 

pendula) mit einem Stammdurchmesser von ca. 45 cm, einer gemeinen Hainbuche (Carpi-

nius betulus) mit einem Stammdurchmesser von ca. 40 cm und einer amerikanischen Rot-

eiche (Quercus rubra) mit einem Stammdurchmesser von ca. 60 cm die sich ebenfalls an 

der Westseite des Geltungsbereichs befindet, ragen mit ihren Kronentraufen zum Teil 

deutlich in die notwendige Baugrube hinein. Sollte aus bautechnischen Gründen ein Erhalt 

nicht möglich sein, kann ausnahmsweise eine Rodung der jeweiligen Gehölze in der Bö-

schung mit eingeschränkter Pflanzbindung (pfb-e) erfolgen. Die Gehölze weisen keine 

Baumhöhlen auf, die als Nistplätze für Vögel dienen können.  

Gemäß der artenschutzrechtlichen Potenzialabschätzung (Büro Grundler 2021) bieten die 

Gehölzstrukturen im südlichen Bereich aufgrund des schmalen und lockeren Aufbaus 

kaum Deckung für Tiere. Die breiteren Gebüsche an der Breslauer Straße weisen Tram-

pelpfade und Trittschäden auf, so dass hier aufgrund der menschlichen Nutzung einer 

Störung von Vögeln auszugehen ist. Weiterhin konnten keine Strukturen festgestellt wer-

den, die als Lebensraum, Unterschlupf oder Fortpflanzungsstätte von Reptilien oder Am-

phibien geeignet wären. Insgesamt sind die zu erwartenden Auswirkungen auf die Fauna 

als gering zu bewerten.  

Mit Verweis auf § 44 BNatSchG darf im Geltungsbereich des Bebauungsplans eine Rodung 

bestehender Gehölzbestände zum Schutz von Vögeln nur vom 1. Oktober bis zum 28./29. 

Februar durchgeführt werden. Ausnahmen sind mit der Unteren Naturschutzbehörde 

abzustimmen und ggf. gutachterlich abzusichern. 

Im Sinne des Vogelschutzes ist beim Bau großer Fensterfronten darauf zu achten, dass ein 

Kollisionsrisiko für Vögel weitestgehend gemindert wird. Zur Vermeidung von Vogelschlag 

an Glasflächen werden in den Hinweisen zum Bebauungsplan gestalterische Maßnahmen 

empfohlen. 
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Bestandsbäume deren Kronentraufen im Bereich der Baugrenzen/Stellplätze liegen 

 

Landschafts- / Stadtbild, freiraumbezogene Erholung, Kultur- und Sachgüter 

Aufgrund der Lage des Änderungsbereichs im bebauten Siedlungskontext mit den ent-

sprechenden Vorprägungen und Störungen des Stadtbildes und unter Berücksichtigung, 

dass der vorhandene Gehölzbestand weitgehend erhalten wird, sind keine erheblichen 

Auswirkungen auf das Landschaftsbild zu erwarten. Die Rolle des Plangebietes als Quar-

tierstreffpunkt und Bildungsort wird gestärkt, so dass positive Auswirkungen auf die frei-

raumbezogene Erholung bzw. das Schutzgut Mensch zu erwarten sind. Für den vorhan-

denen Bolzplatz soll an anderer Stelle im Stadtteil außerhalb des Geltungsbereichs ein Er-

satz geschaffen werden. Kultur- und Sachgüter sind nicht vorhanden und somit auch nicht 

betroffen. 

X 

 

X 
X 

X 

X 

X 
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Weitere Wechselwirkungen zwischen den Schutzgütern, abseits von den bereits oben ge-

nannten, sind nicht zu erwarten. 

Baubedingte Auswirkungen  

Bzgl. der Bauphase sind insbesondere negative Auswirkungen in Form von Bodenverdich-

tung und Vernichtung von Mutterboden zu befürchten. Diese sind durch entsprechende 

Maßnahmen auf das notwendige Minimum zu beschränken und die Bodenfunktionen nach 

Möglichkeit durch angemessene Maßnahmen (z. B. nachfolgende Bodenauflockerung) in 

Teilen wieder herzustellen. Darüber hinaus besteht die Möglichkeit, dass bei Aushub der 

Baugrube in die Wurzelbereiche der angrenzenden Bäume eingegriffen wird und baube-

dingt Schäden an Gehölzen hervorgerufen werden. Vor Baubeginn sind daher Wurzel-

such- und Wurzelschutzmaßnahmen an betroffenen Bäumen durchzuführen (s. hierzu 

auch Minimierungsmaßnahmen im Fachbeitrag Grün in Kap. 5). Weitere erhebliche Aus-

wirkungen während der Bauzeit sind nicht anzunehmen. 

Erhebliche nachteilige Auswirkungen gem. § 1 Abs. 6 Nr. 7j BauGB, Störfallbetriebe 

Vorhaben, die dem Bundesimmissionsschutzgesetz unterliegen, werden durch die vorlie-

gende Bauleitplanung nicht vorbereitet. Eine Anfälligkeit des Vorhabens für schwere Un-

fälle und Katastrophen ist nicht anzunehmen. 

 

7.3 Eingriffsminimierung 

Neben der Wahl des Standorts innerhalb des Siedlungslage, die der Inanspruchnahme un-

gestörter Bereiche am Rand der Siedlungslage vorzuziehen ist, sind als weitere Maßnahme 

zur Eingriffsminimierung, zum Schutz der Vegetation sowie als Rückzugs- und Lebens-

raum für Tiere einen Großteil der vorhandenen Bäume und Gehölze zum Erhalt festgesetzt.  

Weiterhin werden die Klimabelange durch die Festsetzung von Dachbegrünung und der 

Nutzung von solarer Strahlungsenergie berücksichtigt. Darüber hinaus wird die Verwen-

dung von wasserdurchlässigen Befestigungen auf den Stellplätzen und die Verwendung 

von hellen, temperaturreduzierenden Oberflächenmaterialien festgesetzt.  

Folgende Vermeidungs- und Minimierungsmaßnahmen sind verbindlich festgesetzt: 

• verpflichtende Verwendung wasserdurchlässiger Materialien bei Teilen der Flä-

chenbefestigung (Stellplätze) zum Erhalt der Versickerungsfähigkeit des Bodes 

• Oberflächenbefestigungen sind in hellen, temperaturreduzierenden Materialien 

auszuführen, hierdurch verringerte Aufheizung und Verbesserung des Kleinklimas 

aufgrund des höheren Reflexionsgrades der Oberflächen 

• Festsetzung der Gehölzstruktur an den Grundstücksgrenzen zum Erhalt  

• Anpflanzen von Bäumen und Sträuchern bei der Anlage von Stellplätzen 

• Herstellung der verbleibenden Grundstücksfreifläche als vegetationsfähige Fläche 
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• Verbindliche Festsetzung von Begrünung der Dachflächen (min. 60 % der Fläche, 

min. 12 cm Substratstärke) zur Verminderung des Oberflächenabflusses und als 

Verbesserung des Kleinklimas 

• Verbindliche Nutzung solarer Strahlungsenergie auf den Dachflächen (min. 60 % 

der Fläche) 

• Verbindliche Herstellung von zusätzlichen Abstellplätzen für Fahrräder gem. Fahr-

radabstellplatzverordnung des Landes Hessen 

Mit den genannten Minimierungsmaßnahmen sind insbesondere positive Auswirkungen 

auf die Schutzgüter Boden, Wasser, Flora und Kleinklima verbunden. 

 

7.4 Zusammenfassung 

Insgesamt sind hinsichtlich der beschriebenen Umweltauswirkungen insbesondere die 

Auswirkungen auf Boden und Wasser sowie die Flora aufgrund der nachhaltigen Verhin-

derung einer standortgerechten Entwicklung, als erheblich einzuschätzen. 

Hierbei ist allerdings in die Betrachtung einzubeziehen, dass die Entwicklungsfläche in-

nerhalb des bestehenden Siedlungskomplexes mit rundherum umgebender Bebauung und 

einem entsprechenden Störungspotential gelegen ist, so dass dieser Bereich einer weite-

ren Flächeninanspruchnahme neuer unvorbelasteter Bereiche vorzuziehen ist. Die Flä-

chenentwicklung an dieser Stelle entspricht insofern dem Gebot des Vorrangs der Innen-

entwicklung, der Nachverdichtung und des schonenden Umgangs mit Grund und Boden. 

Zudem findet sich aufgrund der Innenlage eine gute infrastrukturelle Ausstattung des 

Plangebiets. Aus diesen Gründen wird der geplante Eingriff als verhältnismäßig einge-

schätzt. 

Zur Eingriffsminimierung werden zudem weitere Festsetzungen zur Durchgrünung, zur 

Versickerungsfähigkeit der Böden und zum Klimaschutz getroffen, die insbesondere für 

die Schutzgüter Boden, Wasser und Klima positive Auswirkungen innehaben.  

Um das Eintreten artenschutzrechtliche Verbotstatbestände nach § 44 BNatSchG zu ver-

meiden darf eine Entfernung bestehender Gehölzbestände zum Schutz von Vögeln aller-

dings nur im Winterhalbjahr erfolgen. Ausnahmen sind mit der Unteren Naturschutzbe-

hörde abzustimmen und ggf. gutachterlich abzusichern.  

Zusammenfassend ist die Planung somit sowohl hinsichtlich des gewählten Standorts als 

auch der konkreten Planungsinhalte auch in Hinblick auf potenzielle Umweltauswirkun-

gen sachgerecht. 
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8 Städtebauliche Werte 

Bestand Flächennutzung Flächengröße 
überschlägig in 
qm 

Fläche für den Gemeinbedarf: KiTa und Familienzentrum 3.870 

Öffentliche Grünfläche – Böschung mit uneingeschränkter Pflanzbin-
dung 225 

Öffentliche Grünfläche – Böschung mit uneingeschränkter Pflanzbin-
dung 660 

Öffentliche Straßenverkehrsfläche 3.765 

SUMME 8.520 
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9 Anhang:  

- Bestandsplan 

- Fachbeitrag Grün und Umwelt 

- Artenschutzrechtliche Potenzialabschätzung zum Projekt "Campus Waldau" der 

Stadt Kassel 

- Schalltechnische Untersuchung zur 1. Änderung des Bebauungsplans Nr. VII/26 

(„Campus Waldau“) in Kassel 

 




